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Der Bundessdiatzminister 

I A 1 - I B 1 - O 1942 - 25/69 Bad Godesberg, den 29. Juli 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Vermögensbildung 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache V/4572 — 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen, 
dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft und dem Herrn 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung beantworte ich 
die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP vom 11. Juli 1969 
— Drucksache V/4572 — namens der Bundesregierung wie 
folgt: 


1, Welche Erklärung hat die Bundesregierung datür, daß in dieser 
Wahlperiode die Privatisierung von Bundesvermögen durch 
Ausgabe von Aktien an breite Schichten der Bevölkerung nicht 
fortgeführt wurde? 


In den vergangenen zehn Jahren sind 

— zur Förderung der Vermögensbildung breiter Bevölkerungs- 
schichten 

und 

— zur Heranführung weiter Anlegerkreise an das Aktien- 
sparen als eine der Formen der Vermögensbildung 

die Aktien nachhaltig ertragsstarker Gesellschaften des indu- 
striellen Bundesvermögens breiten Bevölkerungsschichten zum 
Erwerb angeboten worden. 

Mit der Privatisierung der zum VEBA- Bereich gehörenden 
Preussag AG, der Vereinigte Elektrizitäts- und Bergwerks-AG 
(VEBA) und der Volkswagenwerk AG (VW) war zugleich der 
privatisierungsfähige Teil des industriellen Bundesvermögens 
im wesentlichen erfaßt. 

Nach der bisherigen Dividenden- und Kursentwicklung (bei 
Preussag und VW sind außerdem Bezugsrechte gewährt wor- 
den) können diese Transaktionen als voller Erfolg bezeichnet 
werden. Die Aktien haben sich für die Erwerber als eine aus- 
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sichtsreiche Daueranlage erwiesen. Die Privatisierung der ge- 
nannten Gesellschaften hat darüber hinaus wesentlich dazu bei- 
getragen, daß sich weite Anlegerkreise mit dem Gedanken der 
Vermögensanlage in Anteilsrechten vertraut machten. 

Die Privatisierung von Bundesunternehmen in der Form einer 
Veräußerung von Aktien an breite Bevölkerungsschichten ist 
ein Bestandteil der allgemeinen Vermögenspolitik der Bundes- 
regierung. Ihr gegenüber sind andere vermögenspolitische Maß- 
nahmen in den Vordergrund getreten. Gleichwohl hat die Bun- 
desregierung die Frage der Privatisierung von Bundesgesell- 
schaften fortlaufend überprüft. 

Die im Bundesbesitz verbliebenen Unternehmen sind in unter- 
schiedlichem Maße für eine Privatisierung über die Börse und 
darüber hinaus für ein unmittelbares Angebot an breite Bevöl- 
kerungsschichten geeignet. 

— Zum industriellen Bundesvermögen im Zuständigkeits- 
bereich des Bundesschatzministeriums zählen neben einer 
geringen Anzahl von Gesellschaften untergeordneter Bedeu- 
tung und den Restbeteiligungen an teilprivatisierten Gesell- 
schaften noch folgende größere Bundesunternehmen: 

Saarbergwerke AG (350 Mio Grundkapital), Salzgitter AG 
(300 Mio DM) und Vereinigte Industrieunternehmungen AG 
(304 Mio DM). 

Nur diese drei Konzerne haben ein Grundkapital in einer 
Größenordnung, das eine Privatisierung zu Gunsten breiter 
Bevölkerungsschichten ermöglicht. Die Ertragslage der Saar- 
bergwerke AG und der Salzgitter AG schließt jedoch heute 
eine Privatisierung aus. Hinsichtlich der VIAG hat die Bun- 
desregierung anläßlich der Kapitalerhöhung in ihrer Vor- 
lage an den Deutschen Bundestag (Drucksache V/2805) 
erklärt: 

„Eine Teilprivatisierung der VIAG im Sinne der eigentums- 
politischen Zielsetzung der Bundesregierung erscheint 
grundsätzlich möglich und sollte zu gegebener Zeit durchaus 
in Betracht gezogen werden. Vorläufig sind die Voraus- 
setzungen für eine solche Maßnahme jedoch nicht vorhan- 
den. Es wäre erst dann zu verantworten, den einkommens- 
schwächeren Bevölkerungskreisen zum Erwerb von VIAG- 
Aktien zu raten, wenn eine stetige Ertragsentwicklung wirk- 
lich gesichert erscheint. Für den Energie-Bereich des VI AG- 
Konzerns, der den größeren Teil der VIAG-Dividende auf- 
bringt, wird man diese Voraussetzung bejahen können. Für 
die Bereiche der Aluminium-Produktion und -Verarbeitung 
und der chemischen Produktion wird man ein solches Urteil 
mit der erforderlichen Sicherheit erst abgeben können, wenn 
die durch die beabsichtigte Kapitalerhöhung ermöglichten 
Investitionsmaßnahmen zu einer entsprechenden Festigung 
der Ertragslage des Konzerns geführt haben werden." 


7 



Deutscher Bundestag — 5, Wahlperiode Drucksache V/4606 


Angesichts der großen Investitionsvorhaben europäischer 
und überseeischer Aluminiumproduzenten im deutschen und 
europäischen Raum gewinnt diese Auffassung an Gewicht. 
Eine Privatisierung der VIAG sollte im Zusammenhang mit 
dem für 1971 zu erwartenden Kapitalbedarf der Gesellschaft 
in Betracht kommen. Voraussetzung ist hierfür — das muß 
im Interesse gerade der mit dem Verkaufsangebot anzu- 
sprechenden Anlegerkreise mit allem Nachdruck betont 
werden — eine Ertragskraft, die eine kontinuierliche Divi- 
dendenpolitik seitens des privatisierten Unternehmens er- 
möglicht. 

— Die Bundesunternehmen des ERP-Sondervermögens, des 
Bereichs des Bundesministeriums für den Wohnungsbau, des 
Bundesministeriums für Verkehr und anderer Fachressnrts 
nehmen weitgehend Sonderaufgaben wahr. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die ertragsstarken und 
damit im Sinne der Frage privatisierungsfähigen Großunter- 
nehmen des industriellen Bundesvermögens im Zuge der ersten 
drei Privatisierungsaktionen im wesentlichen veräußert worden 
sind. Ziel der Bundesregierung ist, von den verbliebenen Ge- 
sellschaften die nach Aufgabenstellung und Größe geeigneten 
so umzustrukturieren, daß ihre Aktien breiten Schichten an- 
geboten werden können. 


2. Welche Fortschritte wurden in der Umstrukturierung des öffent- 
lichen Erwerbsvermögens mit dem Ziel alsbaldiger Privatisie- 
rung gemacht und wann glaubt die Bundesregierung, daß diese 
Privatisierung durchgeführt werden kann? 

Innerhalb des industriellen Bundesvermögens waren die Maß- 
nahmen zur Umstrukturierung, zur Stärkung der Ertragskraft 

und damit zur Schaffung privatisierungsfähiger Unternehmens- 
einheiten auf folgende Ziele ausgerichtet; 

a) Zusammenfassung industrieller Tätigkeiten mehrerer Bun- 
desunternehmen im gleichen Industriezweig 

b) Straffung der Programme durch Aufgabe von Fertigungen, 
aber auch Aufnahme von Tätigkeiten in Wachstumsindu- 
strien 

c) Kooperation mit der privaten Wirtschaft. 

Zu a): 

Nach 

— Zusammenfassung der Howaldtswerke Hamburg AG und 
der Kieler Howaldtswerke AG im Salzgitter-Konzern (1966) 

— Zusammenfassung der Berliner Maschinenbauinteressen des 
Bundes in der zum ERP-Sondervermögen zählenden Deut- 
sche Industrieanlagengesellschaft mbH (1966) 
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— Abgabe der Salzgitter Chemie GmbH an die VEBA (1969) 

— - Einleitung der Verhandlungen über eine Fusion der Salz- 
gitter Hüttenwerk AG und der Ilseder Hütte (denen das 
Bundeskabinett am 25. Juni 1969 zustimmte) 

sind Überschneidungen zwischen den Bundesunternehmen in 
einer Reihe von Industriezweigen nicht mehr zu befürchten. 

Im wesentlichen sind noch die Bereiche Mineralöl und Elektri- 
zitätswirtschaft unter diesem Gesichtspunkt zu untersuchen und 
ggf. neu zu ordnen. 

Zu b): 

Eine Straffung des Fertigungsprogramms ist insbesondere im 
Salzgitter-Konzern und im Konzern der zum ERP-Sonderver- 
mögen gehörenden Deutschen Industrieanlagengesellschaft 
mbH zu verzeichnen. Bei den Saarbergwerken, die im Vergleich 
zu den Montan-Konzernen an der Ruhr noch der Umstruktu- 
rierung bedürfen, ist das Tätigkeitsgebiet im Energiebereich 
(Mineralöl und Elektrizität) sowie in der Chemie erweitert 
worden. 

Zu c): 

Die Bundesregierung hat stets betont, daß sie in weitgehendem 
Umfang mit der Privatwirtschaft kooperieren wird. 

In Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft sind gemeinschaft- 
liche, wettbewerbsstärkere Unternehmenseinheiten entstanden. 
Insbesondere sind zu nennen die 

— Bildung der Howaldtswerke - Deutsche Werft AG, eines der 
führenden Schiffbauunternehmen der Welt (1966) 

— Gründung eines neuen großen Maschinenbau-Konzerns in 
Berlin (Deutsche Industrieanlagengesellschaft mbH, 1966) 

— Kooperation der Saarbergwerke AG mit französischen und 
deutschen Unternehmen (1965-1969) 

— Planung der Stahlwerke Peine - Salzgitter 

— Folienwerk - Saarbergwerke - Hoechst. 

Ferner ist hier auch auf die Einbringung des Bergbauvermögens 
des Salzgitter-Konzerns und der VEBA in die Ruhrkohle AG 
hinzuweisen. 

Die Kooperation mit der Privatwirtschaft ist in den letzten Jah- 
ren auch dadurch untermauert worden, daß weitere führende 
Persönlichkeiten der Privatwirtschaft in Aufsichtsräte von 
Bundesgesellschaften eingetreten sind. 

Bei allen Maßnahmen war den Aufgaben der Bundesunter- 
nehmen innerhalb der sektoralen wie auch der regionalen 
Strukturpolitik (Berlin, Zonenrandgebiet, Steinkohlenbergbau- 
gebiete an Ruhr und Saar) Rechnung zu tragen. Gleichzeitig 
wurde das Ziel nachhaltiger Rentabilität der Unternehmen nicht 
außer acht gelassen. 
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Die bei der Umstrukturierung erzielten Fortschritte werden 
auch daran erkennbar, daß unter den Bundesgesellschaften des 
industriellen Bundesvermögens sich nur noch wenige in der 
Verlustzone befinden. Der zum ERP-Sondervermögen gehören- 
de Konzern Deutsche Industrieanlagengesellschaft mbH wird 
1969 bis auf Borsig die Gewinnzone erreichen; der Salzgitter- 
Konzern wird ein fast ausgeglichenes Ergebnis vorlegen 
können. 

Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage der Saarberg- 
werke AG sind eingeleitet. 

Es läßt sich noch nicht übersehen, wann die genannten Unter- 
nehmen die Gewinnzone nachhaltig erreicht haben und damit 
privatisierungsfähig sind. Für eine Privatisierung kommt als- 
bald, wie schon bemerkt, die VIAG in Betracht, 

3. Stimmt die Bundesregierung mit den Freien Demokraten darin 
überein, daß die wettbewerbsstarke Marktwirtschaft keiner 
Konkurrenz durch das öffentliche Erwerbsvermögen bedarf und 
daß dieses im größtmöglichen Umfang privatisiert werden sollte? 

Der Unternehmensbesitz des Bundes ist in seiner gegenwärtigen 
Zusammensetzung im wesentlichen historisch bedingt. Die Bun- 
desregierung verbindet mit diesem Besitz nicht den Gedanken 
eines notwendigen Wettbewerbs zur Privatwirtschaft. Soweit 
nicht besondere Aufgaben, z. B. im Rahmen sektoraler und 
regionaler Strukturpolitik, von den Bundesunternehmen erfüllt 
werden müssen, stehen einer Veräußerung - jedenfalls keine 
ordnungspolitischen - Bedenken entgegen. 

In Fällen, in denen eine Veräußerung an breite Bevölkerungs- 
schichten nicht möglich ist, kommen andere Formen der Privati- 
sierung, wie der Verkauf von Beteiligungen außerhalb der Börse 
und die Kooperation mit der Privatwirtschaft in gemeinsamen 
Unternehmen, in Betracht. 

In der laufenden Wahlperiode sind in diesem Sinne folgende 
Maßnahmen getroffen worden; 

— Im Schiffbau (Howaldtswerke - Deutsche Werft AG), in der 
Nutzfahrzeugindustrie (MAN - Büssing) und im Ruhrkohle- 
bergbau (Einbringung des Zechenbesitzes von Bundesunter- 
nehmen in die Ruhrkohle AG) wurden mit der Privatwirt- 
schaft gemeinsame Unternehmen gebildet und insoweit der 
alleinige Einfluß des Bundes auf seine Gesellschaften aufge- 
geben. 

— Im Jahre 1966 wurden Aktien der Deutschen Lufthansa AG 
im Nennwert von 71,3 Mio DM von privaten Aktionären 
übernommen. 

— Außerhalb der Börse wurden folgende mittelbare Beteiligun- 
gen des Bundes veräußert: 
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Salzgitter-Konzern 

Deutsche Industrie-Werke AG 

(1967 100 o/o von 5 Mio DM Grundkapital) 

AG für Binnenschiffahrt i. L. 

Schlesische Dampfer Compagnie - Berliner Lloyd AG 
(1968 82,3 o/o von 2, 16 Mio DM Grundkapital) 

Industrie Verwaltungsgesellschaft mbH 

Nitro-Chemie GmbH 

(1968 25 o/o von 5 Mio DM Stammkapital) 

VIAG-Konzern 

Para-Gummiwerke GmbH 

(1968 100 o/o von 8 Mio DM Stammkapital) 


4. Glaubt die Bundesregierung, daß die Dividendenpolitik des 
Volkswagenwerkes dem Gedanken der Volksaktie dienlich ist? 

Ebenso wie private Unternehmen müssen die privatisierten 
Bundesunternehmen ihre Dividendenpolitik nach längerfristigen 
Überlegungen ausrichten. Angesichts der günstigen Entwick- 
lung der Gesellschaft konnten diese Unternehmen bisher im 
allgemeinen befriedigende Ausschüttungen vornehmen. Dies 
gilt auch für das Volkswagenwerk, das seit der Privatisierung 
(1961) die Dividende von 12 o/o auf 20 o/o im Jahre 1964 ange- 
hoben und diese Dividende auch nach der Kapitalerhöhung 
beibehalten hat. 

Die Gesellschaft hat auch für das Geschäftsjahr 1967, in dem ein 
Umsatz- und Gewinnrückgang hingenommen werden mußte, 
eine Dividende von 20 o/o ausgeschüttet. Die Rücklagen konnten 
infolgedessen nicht in dem von der Verwaltung für erforderlich 
gehaltenen Umfang aus dem Gewinn dieses Geschäftsjahres 
verstärkt werden. Insbesondere dieser Umstand und andere 
Gesichtspunkte, die in der ordentlichen Hauptversammlung 
1969 eingehend dargelegt worden sind, haben die Verwaltung 
veranlaßt, auch für das Jahr 1968 trotz des sehr günstigen Er- 
gebnisses keine Dividendenerhöhung, sondern eine größere 
Rücklagenzuweisung vorzuschlagen. 

In Übereinstimmung mit einer großen Mehrheit innerhalb der 
Kleinaktionäre hat der Bund dem Vorschlag der Verwaltung 
zugestimmt. Die Begründung des Vorstandes gilt für das ver- 
gangene Geschäftsjahr, für den Gedanken einer Nachholung 
von Rücklagen ist für das laufende Geschäftsjahr kein Raum. 
Die Bundesregierung wird ihre Haltung zur Frage der Divi- 
dende für das Jahr 1969 vom Geschäftsergebnis abhängig 
machen und die Interessen der Kleinaktionäre dabei sorgfältig 
abwägen. 
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5. Für welchen der Vorschläge zur Vermögensbildung breiter 
Schichten der Bevölkerung hat sich die Bundesregierung ent- 
schieden und wie weit sind die Vorarbeiten für die Durchfüh- 
rung gediehen? 


Die Bundesregierung hält im Rahmen ihrer Wachstums- und 
stabilitätsorientierten Politik weitere Maßnahmen zur Förde- 
rung der Vermögensbildung in breiten Schichten der Bevölke- 
rung für erforderlich. Ziel dieser Maßnahmen soll es sein, die 
Basis für eine längerfristig wirksame Politik der Beteiligung 
breiter Schichten an der volkswirtschaftlichen Vermögens- 
bildung, insbesondere durch Erhöhung des Anteils am Produk- 
tivvermögen in der Wirtschaft, zu schaffen und gleichzeitig der 
deutschen Wirtschaft bessere Voraussetzungen für ein weiteres 
Wachstum in Stabilität zu geben (Ziffer 67 Jahreswirtschafts- 
hnricht 1969 der Bundesitiyierung). 

Zur Verwirklichung dieses Zieles hat eine Arbeitsgruppe „Ver- 
mögenspolitik", bestehend aus Vertretern des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung, des Bundesministers für Wirt- 
schaft und des Bundesministers der Finanzen, Grundsätze und 
vier Modelle für eine Vermögenspolitik in einer wachsenden 
Wirtschaft ausgearbeitet. Die Ausarbeitung ist u. a. allen Mit- 
gliedern des Deutschen Bundestages im Juli 1969 zugeleitet 
worden. 

Die Bundesregierung hat sich bisher bewußt einer politischen 
Wertung der vier Modelle enthalten. Sie hält zunächst eine 
gründliche Aussprache mit den Spitzenverbänden der Wirt- 
schaft und den Gewerkschaften für erforderlich. Sie hat daher 
Gespräche zwischen der Arbeitsgruppe „Vermögenspolitik" der 
beteiligten drei Bundesministerien und den Sozialpartnern an- 
geregt. In diesen Besprechungen sollen die erarbeiteten Mo- 
delle quantifiziert und in allen ihren verteilungspolitischen 
und volkswirtschaftlichen Wirkungen überprüft werden. Dabei 
sollen die Sozialpartner auch eigene Anregungen und Pläne zur 
Diskussion stellen. Eine erste Besprechung hat bereits statt- 
gefunden. 

Mit diesen Vorarbeiten wird eine Grundlage für vermögens- 
politische Entscheidungen geschaffen, denen die Bundesregie- 
rung große Bedeutung zumißt. Sinn der Vorarbeiten ist es zu 
ermöglichen, daß der Deutsche Bundestag in der nächsten Legis- 
laturperiode möglichst bald über ein realistisches vermögens- 
politisches Konzept entscheiden kann. 

6. Wcirum hat (he Bundesregierung in dieser Wahlperiode die 
Reform der Sparförderung nicht in Angriff genommen und 
welche Vorstellungen hat sie für eine zukünftige Reform dieser 
chancengleichen staatlichen Sparförderung? 


Das Problem einer umfassenden Reform der Sparförderung hat 
sich, wie auch der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesmini- 
sterium der Finanzen festgestellt hat, als so vielschichtig und 
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komplex erwiesen, daß die Durchführung in der jetzt ablaufen- 
den Legislaturperiode des Deutschen Bundestages nicht mehr 
möglich war. Deshalb hat sich die Bundesregierung darauf be- 
schränken müssen, dem Bundestag einige als besonders vor- 
dringlich angesehene Maßnahmen vorzuschlagen. Dabei han- 
delt es sich in erster Linie im Rahmen des Steueränderungs- 
gesetzes 1966 um die Einführung des Kumulierungsverbots, das 
zu einer gewissen Einschränkung der Sparförderung in den 
oberen Einkommensgruppen führt, und im Rahmen des Steuer- 
änderungsgesetzes 1969 um die Einführung der Zusatzprämien 
für die Bezieher niedrigerer Einkommen. 

Eine Neuregelung der gesamten Sparförderung muß nach Auf- 
fassung der Bundesregierung unter dem Gesichtspunkt einer 
Harmonisierung der verschiedenartigen Begünstigungen der 
Sparförderung stehen, wobei die Zielsetzung weiter darauf 
gerichtet sein muß, die Bildung von Vermögen in allen Bevöl- 
kerungsschichten möglichst gleichmäßig zu fördern und die 
stärkere Begünstigung der Bezieher höherer Einkommen zu 
vermeiden. Außerdem sollte auf die Chancengleichheit der ver- 
schiedenen Sparformen Bedacht genommen werden. Im Hin- 
blick hierauf stellt sich die Frage, ob und inwieweit einkom- 
mensteuerliche Begünstigungen neben einem Prämiensystem 
aufrechterhalten oder umgestellt werden können. Mit der ge- 
samten Problematik einer solchen Neuregelung der Sparförde- 
rung wird sich die unabhängige Kommission befassen, die zur 
Ausarbeitung eines Gutachtens über die Durchführung einer 
umfassenden Steuerreform eingesetzt worden ist. Dabei sollte 
auch geprüft werden, ob Einkommensgrenzen eingeführt wer- 
den können oder die Begünstigung generell in Form von steuer- 
freien Zulagen, eventuell ebenfalls mit Einkommensgrenzen, 
gewährt werden kann. Sobald dieses Gutachten vorliegt, wird 
sich die Bundesregierung darüber schlüssig werden, welche 
Maßnahmen zur Reform der Sparförderung sie im einzelnen 
den gesetzgebenden Körperschaften vorschlagen wird. 


Kurt Schmücker 
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